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Sperrfrist:  Redebeginn
Katrin Lompscher, Senatorin für Gesundheit, Umwelt und Verbraucherschutz
Herr Präsident, sehr geehrte Abgeordnete, liebe Gäste,
ja, es gibt organisatorische Probleme bei der Impfung gegen die Schweinegrippe. Und ja, die Impfärzte wurden zu spät verpflichtet.

Nur leider macht es sich die CDU - wie so oft - zu einfach. Statt sich ernsthaft mit den Problemen, ihren Ursachen und den tatsächlichen Lösungsmöglichkeiten zu beschäftigen, ergehen sie sich genüsslich im Populismus. Damit ist niemandem geholfen. Niemandem. Im Gegenteil. Sie profilieren sich zu Lasten der verunsicherten Bevölkerung. Und die Verunsicherung hat viele Gründe, von denen die wenigsten durch das Handeln des Senats verursacht worden sind.

Ich will Ihnen darstellen, wie die Impfung in den Praxen gegen den H1N1-Virus in Berlin ablaufen soll, an welchen Stellen es noch nicht so läuft wie geplant, was die Ursachen dafür waren und vor allem, wie wir diese Probleme lösen werden bzw. bereits gelöst haben. Denn das ist das Entscheidende. An der Stelle sei mir der Hinweis gestattet, dass schon seit dem 26. Oktober auch in Berlin planmäßig geimpft wird.

Meine Damen und Herren, 

im Ergebnis der Verhandlungen auf Bundesebene war klar, dass die Kassen nicht mehr als 28 Euro für die Impfung bezahlen wollen und können. Davon sollten etwa 18 Euro auf Impfstoff, Impfbesteck, Logistik etc. entfallen und weitere zehn Euro auf die Leistungen, die der Arzt erbringt. 

Zehn Euro verteilt auf zwei Impfungen sind fünf Euro pro Impfung. Das ist einfachste Mathematik. Und auf dieser finanziellen Basis gab es auch in den meisten Bundesländern keine langen Diskussionen, sondern zügige Vertragsabschlüsse mit den Kassen und den Kassenärztlichen Vereinigungen. Nicht so in Berlin. Hier verlangte die Kassenärztliche Vereinigung 7,10 Euro pro Impfung.

Ich war nicht bereit und ich bin nicht bereit, mich von der ständischen Vertretung der Ärzteschaft in dieser Art und Weise nötigen zu lassen. Die Kassenärztliche Vereinigung hat finanzielle Interessen in den Vordergrund gerückt und ihren medizinischen Auftrag hintenangestellt. Das ist unverantwortlich und inakzeptabel. 

Die Vertreterversammlung der Kassenärztlichen Vereinigung Berlin hat das Angebot für eine bundesweit übliche Honorierung der Ärzte abgelehnt. Ich habe deshalb mit Schreiben vom 19. Oktober 2009 2.790 Ärzte aufgefordert, mit uns Einzelverträge auf der Basis von 5,50 Euro für die erste und 4,50 Euro für die zweite Impfung abzuschließen. 

Vor diesem Hintergrund haben alle Recht, die feststellen, dass die Impfverträge zu spät abgeschlossen wurden. Aber dies hat die Kassenärztliche Vereinigung zu verantworten und niemand sonst.

Meine Damen und Herren,

Herr Präsident,

bis heute wurden mehr als 600 Verträge von Arztpraxen an uns zurückgeschickt. Ich will mich dafür an dieser Stelle noch einmal ausdrücklich bei den Ärztinnen und Ärzten bedanken, die sich bereit erklärt haben, die Berlinerinnen und Berliner zu impfen.

Nicht alle Praxen, die das wollen, können bereits impfen. Es gibt im Kern drei Gründe dafür:

1. Etwa die Hälfte der Verträge sind fehlerhaft oder unvollständig an uns zurückgesendet worden. Das reicht von handschriftlichen Anmerkungen und Fragen mitten im Vertragstext, über fehlende Unterschriften bis hin zu 


Verträgen, auf denen der Absender fehlt. Bevor aber die Verträge nicht einwandfrei sind, können wir der Apotheke die Auslieferung des Impfstoffes an eine Praxis nicht genehmigen. Dies geht schon allein aus Haftungsgründen nicht. Und so gibt es auch Einzelfälle, darüber wurde ja auch in den Medien berichtet, in denen bereits Ende Oktober Impfstoff bestellt wurde, der aber bis heute nicht ausgeliefert werden konnte, da die Vertragsunterlagen noch nicht unterschriftsreif sind. 

2. Wenn die Verträge abgeschlossen sind, geht eine Meldung durch meine Senatsverwaltung an die Apotheke, so dass die Praxis beliefert werden kann. Das heißt aber nicht, dass jemand fünf Minuten später mit den Impfdosen losfährt und eine Stunde später mit den Impfungen begonnen werden kann. Der Hersteller des Serums liefert Packungen mit 500 Impfdosen. Zunächst muss der Impfstoff also in der Apotheke entsprechend der Bestellung der Praxen vereinzelt und mit Impfbestecks ergänzt werden. Erst dann wird ausgeliefert. Dabei müssen Fahrzeuge mit einem Kühlsystem genutzt werden, um die Kühlkette nicht zu unterbrechen. Gutgemeinte Ratschläge, Taxis oder meinen Dienstwagen zu nutzen, helfen uns hier also leider nicht weiter, zumal auch beim Transport natürlich immer die Haftungsfrage eine Rolle spielt. Deshalb kann der Impfstoff auch erst ab dem Morgen des Folgetages verimpft werden, da dann die Aufzeichnungen über die Einhaltung der Kühlkette ausgewertet sind. Das heißt zwischen Vertragsabschluss und der Möglichkeit der Verimpfung liegen zwangsläufig schon bei optimalem Ablauf drei bis vier Arbeitstage. Hinzu kommt, dass angebrochene Flaschen mit Impfstoff innerhalb von 24 Stunden verbraucht werden müssen. Eine Abfüllung des Serums reicht für zehn Personen. Die Praxis braucht also auch erst eine bestimmte Zahl von Impfwilligen, bevor sie beginnen kann zu impfen.

3. Unser drittes Problem ist das reale Leben. Verkehrsprobleme, verschlossene Türen zum Liefertermin und Ähnliches. Und so führt z.B. ein Stromausfall in einem Gesundheitsamt zu 500 Impfdosen, die nicht mehr verwendet werden können, weil die Kühlkette unterbrochen wurde und damit natürlich zu Nachbestellungen und Wartezeiten.



In der Summe haben diese Umstände am Montag zu einer Situation geführt, die ich nicht voraussehen konnte und die auch mich natürlich nicht zufriedengestellt hat. 

Meine Damen und Herren,

ich möchte an dieser Stelle kurz auf die Liste der Praxen eingehen, die am Sonntag veröffentlicht wurde. Es gab im Vorfeld in meinem Haus Debatten, ob man zum Montag nur die Praxen veröffentlicht, die bereits Impfstoff hatten oder auch diejenigen, mit denen bereits Verträge abgeschlossen waren, die Impfstoff bestellt hatten und die insofern bereits Impftermine hätten vergeben können. 

Wie gesagt, es gab dazu unterschiedliche Auffassungen. Ich habe entschieden, die gesamte Liste der Praxen zu veröffentlichen in der Annahme, dass die Praxen bereits vorsorglich Termine vergeben wollen würden und ja, meine Einschätzung war falsch. Es werden daher zukünftig nur noch die Praxen veröffentlicht, die tatsächlich impfen können. 
Wie reagieren wir darüber hinaus auf Anlaufschwierigkeiten und auf fast täglich neue Fragen bei dieser Massenimpfung:

1. Die Zahl der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die sich in der Gesundheitsverwaltung um Vertragsabschlüsse, Hotline für die Ärzte, Fachinformationen, Abstimmung mit den bezirklichen Gesundheitsämtern und alle weiteren Arbeitsschritte im Zusammenhang mit der Schweinegrippe kümmern, wurde erneut erhöht. Dies geht zulasten anderer notwendiger Arbeiten und es geht massiv an die Belastbarkeit der einzelnen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Landes und der Bezirke. Auch denen will ich an dieser Stelle ausdrücklich danken. 

2. Durch die Verweigerungshaltung der KV konnten die Verträge mit den Ärztinnen und Ärzten zudem erst verzögert erstellt werden, was natürlich auch dazu führte, dass die Apotheke nicht rechtzeitig genug, wie geplant, mit den Arbeiten beginnen konnte. Deshalb hat auch die Apotheke noch einmal aufgestockt, sie ist seit Anfang der Woche in einem 24h Dauerbetrieb, um z.B. den Impfstoff schneller zur Lieferung vorzubereiten und Anfragen von 


Ärzten auch in den Tagesrandzeiten zu beantworten. Auch an dieser Stelle muss ich erneut auf die Weigerung der Kassenärztlichen Vereinigung hinweisen, die zusätzliche Probleme verursacht hat. Es ist für den Zeitablauf natürlich ein erhebliches Problem, wenn die Apotheke keinen Zugang zur Adressdatenbank der Kassenärztlichen Vereinigung über die Berliner Ärzte erhält, sondern stattdessen in einer losen Blattsammlung hunderte Verträge und Bestellungen per Hand miteinander abgleichen und eine eigene, neue Datenbank aufbauen muss. Auch den Beschäftigten in der Hubertus-Apotheke, die eine zentrale Rolle in unserem Impfkonzept hat, sei an dieser Stelle herzlich für ihren Einsatz gedankt.

3. Der Impfstoff gegen das A/H1N1-Virus wird parallel zur laufenden Impfaktion hergestellt und vom Hersteller leider so abgepackt, dass er sich nur für Massenimpfungen mit mehr als 500 Personen an zentralen Impfstellen eignen würde. Das entspricht aber nicht der von uns allen gewünschten und in einer Metropole notwendigen, wohnortnahen Versorgung. Insofern schafft die Impfkampagne auch für Patientinnen und Patienten, die individuelle Termine und kurze Wartezeiten beim Hausarzt gewohnt sind, und Arztpraxen, die Medikamente normalerweise anders beschaffen, eine ungewohnte Situation.

4. Um die täglichen Liefermengen zu erhöhen, wurde zudem die Zahl der Fahrzeuge, die zum Transport des Impfstoffes eingesetzt werden, erhöht. Dadurch können jetzt pro Woche bis zu 1000 Lieferungen erfolgen.

5. Es werden weiterhin zunächst die Verträge abgearbeitet, die uneingeschränkt unterschriftsreif sind, um schnellstmöglich die Zahl der Praxen zu erhöhen, die mit den Impfungen beginnen können. 

Mit Stand heute 8.00 Uhr haben diese Veränderungen dazu geführt, dass nunmehr 262 Praxen mit Impfstoff beliefert wurden. Hinzu kommen die Arbeitsmedizinischen Dienste, darunter auch die Berliner Krankenhäuser – insgesamt sind das etwa 70 Stellen – sowie die zwölf Gesundheitsämter der Bezirke. 

Für weitere 218 Praxen wurden inzwischen Verträge unterzeichnet und die Belieferung freigegeben. Diese Praxen erhalten spätestens 48h nach Eingang der Bestellung bei der Apotheke ihren Impfstoff.

Wir haben also bis gestern Abend 480 Verträge mit Arztpraxen abgeschlossen, darunter bisher 23 Verträge mit Kinderärzten. Weitere 130 Verträge liegen uns vor, die zurzeit bearbeitet werden.

Damit stehen demnächst ca. 600 Praxen für die Impfung der Berliner Bevölkerung zur Verfügung. Es gehen zurzeit immer noch täglich neue Verträge bei uns ein, so dass ich davon ausgehe, dass auch die Zahl der Impfpraxen weiter wächst.

Gestern ist es uns auch gelungen, die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass aus unserem Etat den Bezirken zusätzliche Honorarmittel für weiteres medizinisches Personal zur Unterstützung der Gesundheitsämter bereitgestellt werden können.

Außerdem werden derzeit spezielle Impf-Sprechstunden für chronisch kranke Kinder vorbereitet. In Absprache mit dem Verband der Kinderärzte sollen samstags spezielle Impfsprechstunden in Kinderarztpraxen durchgeführt werden. Zusätzlich haben wir das Angebot der Kinderärzte aufgegriffen, mittwochs in den Gesundheitsämtern der Bezirke Impfungen für die chronisch kranken Kinder durchzuführen. Um auch an dieser Stelle ein Missverständnis auszuräumen: selbstverständlich erhält ein niedergelassener Arzt für die Impfung eines Kindes in seiner Praxis dasselbe Honorar wie für einen Erwachsenen und nicht etwa die Hälfte.

Meine Damen und Herren,

Herr Präsident,

Ich war gestern in der Sitzung der Gesundheitsminister der Länder mit dem Bundesgesundheitsministerium und möchte Ihnen im Ergebnis einmal empfehlen, den Blick auch über den Tellerrand zu heben:

In mehreren Bundesländern haben die Praxen nicht genug Impfstoff vorrätig und die Auslieferung der Dosen funktioniert nicht. In anderen wurden die Substanzen 


ausgeliefert – allerdings in so geringen Mengen, dass sie in vielen Praxen schon verbraucht sind. Es gibt zusammengebrochene Hotlines für Bürgeranfragen und Länder, in denen sich die Labore gegenseitig die Zuständigkeit für Testungen in die Schuhe schieben und im Ergebnis Bürger tagelang auf ihre Ergebnisse warten müssen. Und in einem Bundesland  gibt es nicht mal mehr Proberöhrchen, um die Schweinegrippe überhaupt zu diagnostizieren. Andernorts fehlt eine Liste, auf der die Bürger erkennen konnten, welche Ärzte denn überhaupt impfen. 

Und überall spricht man, wie in Berlin, vom Impf-Chaos. 

Sie glauben doch nicht im Ernst, dass es diese Schlagzeilen quer durch die Bundesrepublik gibt, weil die komplette Riege der Gesundheitsminister und -senatoren der Länder zu dumm ist, um ihre Arbeit zu erledigen. Nehmen Sie zur Kenntnis, dass es sich nicht um einen 0815-Vorgang handelt, sondern um eine Massenimpfung, die es so noch nicht gegeben hat und die eben nicht mit der saisonalen Grippe vergleichbar ist. Und bei einem solch außergewöhnlichen Vorgang gibt es an unterschiedlichen Stellen auch Probleme und ungeklärte Fragen. 

Auf der gestrigen Sitzung der Länderminister mit dem Bundesminister Rösler und dem Vertreter von GlaxoSmithKline wurde deutlich, dass insbesondere die Sicherung des Lieferumfanges und damit die Grundlage unserer Impfkampagne das größte Problem in den nächsten Wochen und Monaten sein wird. Gerade deswegen erweist sich das Berliner Impfkonzept, das die Empfehlungen der Ständigen Impfkommission zur Reihenfolge der zu Impfenden aufgenommen hat, als der richtige Weg. Herr Minister Rösler hat dies auch gegenüber den Medien und der Bevölkerung entsprechend deutlich kommuniziert. Ich erwarte nach diesem Treffen, dass GlaxoSmithKline seine Zusagen einhält. Eine Garantie dafür kann im Moment aber niemand abgeben. Verabredet wurde auch, dass die Kommunikation des Bundes, der Länder und der Forschungsinstitute noch stärker aufeinander abgestimmt werden soll, um eine eineindeutige Information der Bevölkerung sicherzustellen.

Und es gibt immer wieder neue Entwicklungen, auf die wir reagieren müssen. Dazu gehört insbesondere die sprunghaft angestiegene Impfbereitschaft der Bevölkerung, nachdem es auch in Berlin den ersten Todsfall gegeben hat.

Meine Damen und Herren,

ich möchte noch einige grundsätzliche Bemerkungen machen. Wir erleben jetzt seit Monaten ein Auf und Ab der Medienberichterstattung. Es gab Schreckensmeldungen und Horrorszenarien nach den Todesfällen in Mexiko und Aufregung um die vermeintlich zu geringen Vorräte an Tamiflu in den einzelnen Bundesländern. Das haben die meisten schon vergessen.
Wenige Wochen später, als deutlich wurde, dass die Erkrankungen milde verlaufen, wurde Gesundheitspolitikern und Forschern vorgeworfen, die Lage unnötig zu dramatisieren. Auf einmal wusste jede Zeitung und auch der aufgeklärte Parlamentarier, dass die gesamte Schweinegrippendebatte nur von kapitalhungrigen Pharmafirmen inszeniert wird, denen der Staat – dumm wie er ist – die Milliarden in den gierigen Schlund wirft. Nun steigen die Fallzahlen wieder an, und somit auch die Zahl der schwerwiegenderen Krankheitsverläufe und Todesfälle – was übrigens alle Experten und die Gesundheitsbehörden vorhergesagt hatten – und schon wird die andere Schublade wieder aufgezogen: Der Staat hat sich nicht vorbereitet, die Grippe hat er unterschätzt und es gibt viel zu wenig Impfstoff. 

Ich möchte an dieser Stelle noch einmal betonen, dass beides absurd ist. Es gibt weder einen Grund, dieses Virus zu unterschätzen, noch gibt es einen Grund, in Hysterie zu verfallen. 

Was wir brauchen, ist ein ernsthafter, aber unaufgeregter Umgang mit dem H1N1-Virus. Dazu gehört in allererster Linie, dass einfachste Hygieneregeln befolgt werden, wie z.B. das häufige und gründliche Händewaschen. 

Der zweite wesentliche Präventionsschritt ist dann die Schutzimpfung. Und hier muss jede und jeder abwägen, ob er oder sie sich impfen lassen möchte oder nicht. Jedes Arzneimittel hat vor der Einführung auf dem Markt Entwicklungen und Studien durchlaufen, mit dem Ziel und dem Ergebnis, schädliche Wirkungen zu erkennen und zu minimieren. Das ist die Voraussetzung der europäischen und deutschen Zulassung. Aber es bleibt natürlich immer ein Restrisiko. Insofern muss letztlich jede und jeder nach der Beratung mit seinem Arzt selbst entscheiden, welches Risiko er oder sie als höher einschätzt: das der Schweinegrippe oder das der Impfung. 

Als Gesundheitssenatorin bin ich, wie meine Kolleginnen und Kollegen in den anderen Bundesländern, auf die Aussagen und Empfehlungen der renommierten Institute, wie das Robert-Koch- oder das Paul-Ehrlich-Institut, angewiesen und vor diesem Hintergrund rufe ich die Bevölkerung auf, sich impfen zu lassen – in der empfohlenen Reihenfolge. Helfer zuerst, dann die chronisch Kranken, Kinder und Schwangere und dann die allgemeine Bevölkerung. Und ich werde gemeinsam mit den Ärzten, der Apotheke und den Gesundheitsbehörden weiterhin dafür arbeiten, dass dies in immer mehr Praxen auch möglich ist.

Wir können keinen Arzt zwingen, die Impfung anzubieten. Deshalb geht mein erneuter Appell an die Berliner Ärzteschaft, sich an der Impfaktion zu beteiligen und ihren Patientinnen und Patienten den Schutz vor der Erkrankung in Form einer Impfung anzubieten und damit auch ihre Kollegen zu entlasten. Je mehr Ärzte sich beteiligen, desto schneller kann ein Großteil der Berlinerinnen und Berliner sich impfen lassen. Auch das ist keine höhere Mathematik.

Abschließend zitiere ich – mit ihrer Erlaubnis, Herr Präsident – den neuen FDP-Gesundheitsminister zum Anlauf der Massenimpfung, dem ich selbst als LINKE Senatorin ausnahmslos zustimmen kann: „Die größte Impfaktion Deutschlands hat erst vor 2 Wochen begonnen. Erst vor einem halben Jahr wurde überhaupt erst der Erreger ausfindig gemacht. Insofern ist das eine Leistung.“

Hören Sie also auf mit Ihrem Populismus. Tragen Sie nicht zur Verunsicherung der Bevölkerung bei.
Wir stehen vor einer großen Herausforderung. Und diese werden wir auch meistern.

Danke.
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